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1.  Neue Regeln bei Steuererklärungsfristen 
und Verspätungszuschlägen

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
wurden neue Regeln bei den Steuererklärungsfristen und der Erhe-
bung von Verspätungszuschlägen festgelegt.
 
 » Steuererklärungsfristen: Während nach den alten „Fristenerlas-

sen“ eine Fristverlängerung über den 31. Dezember des Folge-
jahres nur aufgrund begründeter Einzelanträge möglich ist, kön-
nen die von der Regelung erfassten Steuererklärungen nunmehr 
vorbehaltlich einer „Vorabanforderung“ oder einer „Kontingen-
tierung“ bis zum 28. Februar des Zweitfolgejahres abgegeben 
werden. Für nicht steuerlich beratene Steuerpfl ichtige wurde die 
Frist zur Abgabe der Steuererklärung von Ende Mai auf Ende Juli 
des Folgejahres verlängert.  

 Bitte beachten Sie! Die neuen Regelungen sind erstmals für Be-
steuerungszeiträume, die nach dem 31.12.2017 beginnen, und 
Besteuerungszeitpunkte, die nach dem 31.12.2017 liegen, anzu-
wenden.  Das betrifft also die Steuererklärungen 2018.

 » Erhebung von Verspätungszuschlägen: Die Finanzbehörde 
muss – mit wenigen Ausnahmen – von Gesetzes wegen bei 
verspäteter Abgabe der Steuererklärungen einen Verspätungs-
zuschlag erheben. Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden 
angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung 0,25 % der 
um die Vorauszahlungen verminderten festgesetzten Steuer – 
mindestens jedoch 25 € für jeden angefangenen Monat. Die 

Neuregelung ist erstmals für Steuererklärungen anzuwenden, 
die nach dem 31.12.2018 einzureichen sind.

2.  Übergangsregelung bei Registrierkassen 
beschlossen

Die Registrierkassen und PC-Kassensysteme, die von Unternehmen 
mit Bargeldeinnahmen genutzt werden, unterliegen als vorgelagerte 
Systeme der Buchführung denselben Aufzeichnungs- und Aufbe-
wahrungspfl ichten wie die eigentlichen Buchführungssysteme. Auf-
grund der neuen Regelungen sind die Anforderungen beim Einsatz 
elektronischer Registrierkassen stark gestiegen. Seit dem 1.1.2017 
dürfen nur noch elektronische Registrierkassen verwendet werden, 
die eine dauerhafte Speicherung aller steuerlich relevanten Daten 
ermöglichen. 

Ab dem 1.1.2020 müssen die elektronischen Aufzeichnungssysteme 
und die digitalen Aufzeichnungen mit einer zertifi zierten techni-
schen Sicherheitseinrichtung geschützt sein. Nachdem die Sicher-
heitseinrichtung bis zum Beginn des neuen Jahres aber voraussicht-
lich noch nicht fl ächendeckend am Markt verfügbar sein wird, hat 
sich die Finanzverwaltung mit einem Beschluss auf Bund-Länder-
Ebene auf eine zeitlich befristete Nichtbeanstandungsregelung bis 
30.9.2020 verständigt. 

Nutzer von elektronischen Registrierkassen haben ab 1.1.2020 dem 
zuständigen Finanzamt innerhalb eines Monats nach Anschaffung 
oder Außerbetriebnahme nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck 
mitzuteilen:

 » Name und Steuernummer des Steuerpfl ichtigen
 » Art der zertifi zierten technischen Sicherheitseinrichtung
 » Art, Seriennummer, Datum der Anschaffung bzw. der Außerbe-

triebnahme sowie Anzahl der verwendeten elektronischen Auf-
zeichnungssysteme.

Mit Schreiben vom 6.11.2019 teilt das Bundesfi nanzministerium 
nunmehr mit, dass auch von der Mitteilungspfl icht an das Finanzamt 
zu den Kassensystemen zunächst abgesehen werden kann. Den Zeit-
punkt des Einsatzes der elektronischen Übermittlungsmöglichkeit 
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will sie im Bundessteuerblatt gesondert bekannt geben. Wir werden 
Sie hierzu bei Festliegen des Termins informieren.

3.  Viele steuerliche Änderungen durch  
neue Gesetzesinitiativen ab 2020

Die Bundesregierung hat eine Vielzahl verschiedener Gesetzesinitia-
tiven auf den Weg gebracht, die zum Teil schon im Jahr 2020 greifen 
sollen. Damit will sie die im Koalitionsvertrag vereinbarten und wei-
tere zwingende Regelungen umsetzen. Dazu gehören u. a.:

 » Ein Gesetzespaket zur Reform der Grundsteuer 
 » Das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektro-

mobilität (sog. Jahressteuergesetz 2019)
 » Steuerliche Verbesserungen zur Stärkung des Ehrenamts
 »  Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele 

bis 2030
 » III. Bürokratieentlastungsgesetz 
 » Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und 

Entwicklung
 » Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags

Über die für Sie relevanten Neuregelungen werden wir mit diesem 
Informationsschreiben weiter berichten.

4.  Gesetzespaket zur Reform der 
Grundsteuer verabschiedet

Die Bundesregierung hat sich bei der Reform der Grundsteuer auf ein 
Gesetzespaket geeinigt, das den Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts gerecht werden soll. Der Bundestag hat am 18.10.2019 das 
Gesetzespaket verabschiedet. Der Bundesrat stimmte dem Gesetz 
am 8.11.2019 zu.

Die Praxis, wonach die Grundsteuer für Häuser und unbebaute 
Grundstücke anhand von (überholten) Einheitswerten berechnet 
wird, hat das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2018 als verfas-
sungswidrig erklärt und eine Neuregelung bis Ende 2019 gefor-
dert. Hauptkritikpunkt war, dass die zugrunde gelegten Werte die 
tatsächliche Wertentwicklung nicht mehr in ausreichendem Maße 
widerspiegeln.

Bei der Neuregelung bleibt zunächst das heutige dreistufi ge Verfah-
ren – Bewertung, Steuermessbetrag, kommunaler Hebesatz – erhal-
ten. Erstmals ab 1.1.2022 erfolgt die Bewertung der Grundstücke 
nach neuem Recht.

 » Bei der Ermittlung der Grundsteuer für Wohngrundstücke wer-
den fünf Parameter auf die Berechnung Einfl uss haben: Grund-
stücksfl äche, Bodenrichtwert, Immobilien art, Alter des Gebäu-
des, Mietniveaustufe. 

 » Anders als bei Wohngrundstücken orientiert sich bei Gewer-
begrundstücken die Grundsteuer am vereinfachten Sachwert-
verfahren, das für die Wertermittlung auf die gewöhnlichen 
Herstellungskosten für die jeweilige Gebäudeart und den Bo-
denrichtwert abstellt. Hier entfallen zahlreiche bisher erforderli-
che Kriterien, wie z. B. Höhe des Gebäudes, Heizungsart, Art der 
Verglasung der Fenster usw.

 » Bei der Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirt-
schaft (Grundsteuer A) bleibt es beim Ertragswertverfahren, das 
jedoch vereinfacht und typisiert wird.

 » Die sog. „Grundsteuer C“, für die die Gemeinden für unbebaute, 
aber baureife Grundstücke einen erhöhten Hebesatz festlegen 
können, soll dabei helfen, Wohnraumbedarf künftig schneller zu 
decken.

 » Die heutigen Steuermesszahlen werden so abgesenkt, dass die 
Reform aufkommensneutral ausfällt.

Die Bundesländer können über eine sog. „Öffnungsklausel“ bis zum 
31.12.2024 vom Bundesrecht abweichende Regelungen vorbereiten. 
Dieses Modell setzt an der Fläche der Grundstücke und der vorhan-
denen Gebäude an. Die Werte der Grundstücke und der Gebäude 
bleiben dabei unberücksichtigt. Im Ergebnis kann das Flächenmodell 
dazu führen, dass für Immobilien, die zwar ähnliche Flächen aufwei-
sen, sich im Wert aber deutlich unterscheiden, ähnliche Grundsteu-
erzahlungen fällig werden. 

Die Neuregelungen zur Grundsteuer – entweder bundesgesetzlich 
oder landesgesetzlich – gelten dann ab 1.1.2025.

5.  Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung 
der Klimaschutzziele bis 2030

Ein breites Maßnahmenbündel aus Innovationen, Förderung, ge-
setzlichen Standards und Anforderungen sowie einer Bepreisung 
von Treibhausgasen soll dazu beitragen die vorgegebenen Klima-
schutzziele zu erreichen. Dazu sind auch steuerliche Maßnahmen 
über das Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 
im Steuerrecht vorgesehen, die die Lenkwirkung zur Zieleerreichung 
verstärken soll. Dazu gehören u. a.:

 » Anhebung der Entfernungspauschale ab 2021 für Fernpendler 
ab dem 21sten km auf 0,35 €. Die Regelung soll (zunächst) bis 
zum 31.12.2026 befristet werden.

 » Einführung einer Mobilitätsprämie auf Antrag in Höhe von 
14 % der erhöhten Pendlerpauschale für Steuerpfl ichtige, deren 
zu versteuerndes Einkommen unter dem Grundfreibetrag liegt.

 » Technologieoffene steuerliche Förderung energetischer Gebäu-
desanierungsmaßnahmen ab 2020. Durch einen Abzug von der 
Steuerschuld soll gewährleistet werden, dass Gebäudebesitzer 
aller Einkommensklassen gleichermaßen von der Maßnahme 
profi tieren. Gefördert werden Einzelmaßnahmen wie der Einbau 
neuer Fenster oder die Dämmung von Dächern und Außenwän-
den. Demnach können Steuerpfl ichtige, die z. B. alte Fenster 
durch moderne Wärmeschutzfenster ersetzen, ihre Steuerschuld 
– verteilt über 3 Jahre – um 20 % (1. + 2. Jahr 7 %, 3. Jahr 6 %) 
der Kosten mindern.

 » Verlängerung der Dienstwagenregelung für die Nutzung eines 
batterieelektrischen Fahrzeuges oder eines Plug-in-Hybrid-
Fahrzeuges bis 2030. Die Dienstwagensteuer soll zukünftig da-
rüber hinaus für reine Elektrofahrzeuge bis zu einem Preis von 
40.000 € von 0,5 % auf 0,25 % abgesenkt werden. Zudem ver-
längert sich die Kfz-Steuerbefreiung zum 31.12.2025. Die auf 10 
Jahre befristete Dauer der Steuerbefreiung wird bis 31.12.2030 
begrenzt.

 » Verlängerung der Kaufprämie ab 2021 für Pkw mit Elektro-, Hy-
brid- und Wasserstoff-/Brennstoffzellenantrieb bis Ende 2025 
und Anhebung der Prämie für Autos unter 40.000 € von 4.000 € 
auf 6.000 € für rein elektrisch betriebene Pkw und von 3.000 € 
auf 4.500 € für sog. Plug-in-Hybride. Reine E-Autos mit einem 
Listenpreis über 40.000 € sollen künftig mit 5.000 € und Plug-
in-Hybride mit 4.000 € bezuschusst werden. Pkws, die mehr als 
65.000 € kosten, werden nicht gefördert.

 » Stärkere Ausrichtung der Kfz-Steuer an den CO2-Emissionen 
bei Neuwagenzulassungen ab 1.1.2021.

 » Erhöhung der Luftverkehrsabgabe zum 1.4.2020 und Reduzie-
rung der Mehrwertsteuer auf Bahnfahrkarten im Fernverkehr 
von 19 % auf 7 %.

Neben den steuerlichen Maßnahmen sind eine große Anzahl an Re-
gelungen zur Verbesserung des Klimaschutzes wie z. B. die Einfüh-
rung eines Emissionshandels, eine Bundesförderung für effi ziente 



Gebäude, eine Austauschprämie mit einem Förderanteil von 40 % 
für ein neues, effi zienteres Heizsystem, die Senkung der Stromko-
sten u. v. m. vorgesehen. 

Das Gesetz war bei Drucklegung dieses Schreibens noch nicht ver-
abschiedet. Über die einzelnen Regelungen werden wir Sie bei Vor-
liegen detaillierter Informationen unterrichten. 

6.  III. Bürokratieentlastungsgesetz 
auf den Weg gebracht

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Bürokratie abzubau-
en und so die Wirtschaft dadurch auch fi nanziell zu entlasten. Dafür 
sind im Bürokratieabbaugesetz III verschiedene Maßnahmen vorge-
sehen. Zu den steuerlich interessanten Maßnahmen zählen:

Gesundheitsförderung: Der Arbeitgeber kann – unter bestimmten 
Voraussetzungen – bis zu 500 € im Jahr steuerfrei leisten, um die 
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit seiner Beschäftigten durch zielge-
richtete betriebsinterne Maßnahmen der Gesundheitsförderung oder 
entsprechende Barleistungen für Maßnahmen externer Anbieter zu 
erhalten. Dieser Betrag wird auf 600 € je Arbeitnehmer im Kalender-
jahr angehoben.

Kurzfristige Beschäftigung: Zzt. ist eine Pauschalierung der Lohn-
steuer mit 25 % bei kurzfristig beschäftigten Arbeitnehmern zu-
lässig, wenn der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 72 € 
nicht übersteigt. Dieser Höchstbetrag wird auf 120 € angehoben. 
Außerdem erhöht sich der pauschalierungsfähige durchschnittliche 
Stundenlohn von 12 € auf 15 €.

Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann die Beiträge für 
eine Gruppenunfallversicherung mit einem Pauschsteuersatz von 
20 % erheben, wenn der steuerliche Durchschnittsbetrag ohne Ver-
sicherungssteuer 62 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser Be-
trag wird auf 100 € im Jahr angehoben.

Kleinunternehmerregelung: Die Umsatzsteuer wird von Unterneh-
mern derzeit nicht erhoben, wenn der Umsatz im vergangenen Ka-
lenderjahr die Grenze von 17.500 Euro nicht überstiegen hat und 
50.000 € im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht überstei-
gen wird. Die Anhebung auf 22.000 € soll die seit der letzten Anpas-
sung erfolgte Preisentwicklung berücksichtigen.

Zu den weiteren Maßnahmen gehören u. a. die Einführung der elek-
tronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, Erleichterungen bei 
der Archivierung von elektronisch gespeicherten Steuerunterlagen, 
die Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe 
etc.  Der Bundesrat hat dem Gesetz am 8.11.2019 zugestimmt.

7.  Geplante Behandlung des Ausfalls einer 
Kapitalforderung

Der Bundesfi nanzhof hat in seinem Urteil vom 24.10.2017 entschie-
den, dass der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung in der pri-
vaten Vermögenssphäre nach Einführung der Abgeltungsteuer zu 
einem steuerlich anzuerkennenden Verlust führt. Er leitet seine Auf-
fassung daraus ab, dass mit der Einführung der Abgeltungsteuer eine 
vollständige steuerrechtliche Erfassung aller Wertveränderungen im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen erreicht werden sollte.

Diese Auffassung des BFH entspricht nach der Gesetzesbegründung 
im Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2019 (JStG) nicht der Intenti-
on des Gesetzgebers. Mit einer Ergänzung der steuerlichen Regelung 
will er klarstellen, dass insbesondere der durch den Ausfall einer Ka-

pitalforderung oder die Ausbuchung einer Aktie entstandene Verlust 
steuerlich nicht mehr zum Tragen kommt.

Grundsätzlich gehört zu den Einkünften aus Kapitalvermögen auch 
der Gewinn aus der Veräußerung der Einkunftsquellen, die zu lau-
fenden Einkünften führen. Als Veräußerung gilt zudem die Einlösung, 
Rückzahlung, Abtretung oder verdeckte Einlage in eine Kapitalge-
sellschaft. Der Wertverfall erfüllt nach Auffassung des Gesetzgebers 
diese Merkmale gerade nicht. Deshalb muss er eine Berücksichti-
gung des wertlosen Verfalls des Vermögensstamms bei den Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen nicht vorsehen. 

Anmerkung: In seiner Stellungnahme vom 20.9.2019 stellt der Bun-
desrat fest, dass die Änderungen steuersystematisch nicht gerecht-
fertigt sind und zudem auf verfassungsrechtliche Bedenken stoßen. 
Über die gewünschten Einschränkungen hinaus werden mit der ge-
planten Änderung auch weitere, bisher in den Anwendungsbereich 
der Abgeltungsteuer fallende Vorgänge zukünftig von einer steuer-
lichen Berücksichtigung ausgeschlossen (z. B. Verkauf notleidender 
Forderungen). Betroffene Steuerpfl ichtige sollten sich im Idealfall 
vor Inkrafttreten des Gesetzes steuerlich beraten lassen, um im Be-
darfsfalle handeln zu können.

8.  Erstattung von Versicherungsbeiträgen 
nur auf Antrag

Durch Verschiebung des Renteneintrittsalters und Flexirentengesetz 
kommt es immer häufi ger vor, dass Versorgungsbezüge (Rente, BAV-
Rente, Einmalbetrag aus der BAV) neben aktivem Erwerbseinkom-
men (Arbeitslohn, selbstständige Erwerbstätigkeit) bezogen werden. 
Für gesetzlich Versicherte kann es in diesen Fällen dazu kommen, 
dass mehr Beiträge an die Krankenkasse abgeführt werden, als dem 
Höchstbeitrag gemäß der Beitragsbemessungsgrenze entsprechen. 

Die Krankenkassen erstatten den zu viel gezahlten Beitrag (nur) auf 
Antrag an den Versicherten. Der Antrag ist an die Krankenkasse zu 
richten, die den Beitrag eingenommen hat, auch wenn in der Zwi-
schenzeit ein Wechsel der Krankenkasse erfolgt ist.

Bitte beachten Sie: Ohne Antrag keine Erstattung! Die Erstattung 
erfolgt nicht automatisch, da die Beiträge bei der Krankenkasse an 
verschiedenen Stellen eingenommen und nicht zusammengeführt 
werden. Der Erstattungsanspruch verjährt vier Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Beiträge fällig waren.

 Überlegungen und Handlungsbedarf zum 
Jahresende 2019

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: „Sachzuwendungen“ an 
Kunden bzw. Geschäftsfreunde dürfen als Betriebsausgaben abgezo-
gen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger und 
Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum Vorsteuer-
abzug berechtigt ist) nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder 
werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke 
überreicht, deren Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steu-
erliche Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. Eine Ausnahme sind 
Geschenke bis 10 €. Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich um 
Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungs-
pfl icht der Empfänger. 

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im 
Jahr pro Empfänger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. 
Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) versteuern. Der Auf-
wand stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Der Empfänger ist 
von der Steuerübernahme zu unterrichten. 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB)  Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: September = 106,0; August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7; Mai = 105,4; April = 105,2; 
  März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4
(2015 = 100) Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Geschenke an Geschäftsfreunde aus ganz persönlichem Anlass (Ge-
burtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, Kindergeburt, Geschäfts-
jubiläum) im Wert bis 60 € müssen nicht pauschal besteuert wer-
den. Das gilt auch für Geschenke an Arbeitnehmer (siehe folgenden 
Beitrag). Übersteigt der Wert für ein Geschenk an Geschäftsfreunde 
jedoch 35 €, ist es nicht als Betriebsausgabe absetzbar!

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmern neben den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch 
ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, kann er auch die 
besondere Pauschalbesteuerung nutzen. 

Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu einer Höhe von 
10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % 
(zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) pauschal besteu-
ert werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspfl ichtig. Der Ar-
beitgeber kann die Aufwendungen als Betriebsausgaben ansetzen.

WEIHNACHTS-/BETRIEBSFEIER: Zuwendungen für Betriebsveran-
staltungen wie „Weihnachtsfeiern“ bleiben bis zu einem Betrag in 
Höhe von 110 € steuerfrei, auch wenn der Betrag pro Veranstaltung 
und Arbeitnehmer überschritten wird. Nur der überschrittene Betrag 
ist dann steuer- und sozialversicherungspfl ichtig. 

Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwendungen des Arbeitgebers 
einschließlich Umsatzsteuer unabhängig davon, ob sie einzelnen Ar-
beitnehmern zurechenbar sind oder ob es sich um den rechnerischen 
Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Ar-
beitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebs-
veranstaltung aufwendet.

Beispiel: Die Aufwendungen für eine Betriebsveranstaltung betra-
gen 10.000 €. Der Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Arbeitnehmern 
zusammen, von denen 25 von je einer Person begleitet werden. Die 
Aufwendungen sind auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf jede 
Person ein geldwerter Vorteil von 100 € entfällt. 

Sodann ist der auf die Begleitperson entfallende geldwerte Vorteil 
dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer haben 
somit einen geldwerten Vorteil von 100 €, der den Freibetrag von 
110 € nicht übersteigt und daher nicht steuerpfl ichtig ist. Bei 25 
Arbeitnehmern beträgt der geldwerte Vorteil 200 €. Nach Abzug 
des Freibetrags von 110 € ergibt sich für diese Arbeitnehmer ein 
steuerpfl ichtiger geldwerter Vorteil von jeweils 90 €. Er bleibt dann 
sozialversicherungsfrei, wenn ihn der Arbeitgeber mit 25 % pauschal 
besteuert. 

Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Weihnachts-/Betriebsveran-
staltung liegt nur dann vor, wenn sie allen Angehörigen des Betriebs 
oder eines Betriebsteils grundsätzlich offensteht. Eine Betriebsver-

anstaltung wird als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als zwei 
Veranstaltungen jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der 
einzelnen Veranstaltung kommt es nicht an. Demnach können auch 
mehrtägige Betriebsveranstaltungen begünstigt sein.

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND MITTLERE UNTERNEH-
MEN: Kleine und mittlere Unternehmen profi tieren von der Son-
derabschreibung von bis zu 20 %. Werden bewegliche Wirtschafts-
güter wie z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren 
Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie 
in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung 
zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 
20  % in Anspruch genommen werden. Der Unternehmer kann ent-
scheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschrei-
bung beanspruchen will und damit die Höhe des Gewinns steuern.

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebs-
vermögensgrenzen betragen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. 
der Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 
125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-Rechnern 
beträgt 100.000 €. 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG IN ANSPRUCH NEHMEN - WENN 
SINNVOLL: Für neue oder gebrauchte bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, die Steuerpfl ichtige anschaffen oder her-
stellen wollen, können sie – unter weiteren Voraussetzungen wie 
z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung 
bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie 
bei der Sonderabschreibung) – bis zu 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd 
abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und 
den drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des Investitionsabzugsbe-
trags ist in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der 
Abzug erfolgt ist, wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. 
Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entste-
hen Zinsaufwendungen!

 » Investitionsabzugsbetrag nach Außenprüfung: Die Steuerver-
günstigung kann zur Kompensation eines Steuermehrergebnis-
ses der Außenprüfung eingesetzt werden.

 » Investitionsabzugsbetrag für einen betrieblichen Pkw: Unter 
weiteren Voraussetzungen kann der Investitionsabzugsbetrag 
auch für einen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nach-
weis der über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch zu führen. Wird das Fahrzeug aus-
schließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – dazu 
zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es 
sich um eine 100%ige betriebliche Nutzung. 


